Beweisantrag ZU = wirkungsvoll, Öffentlichkeitsschaffend

Zu beweisende Tatsachen:
1.      Ziviler Ungehorsam schafft Öffentlichkeit

2.      Ziviler Ungehorsam ist Wirkungsvoll

3.      Legaler Protest allein bleibt wirkungslos

Beweismittel:
[…]

Begründungen:
1. Ziviler Ungehorsam schafft Öffentlichkeit
Die deutsche Medienlandschaft reagiert leider kaum auf Demonstrationen, Petitionen, Klagen oder weitere legale Bemühungen, Rechtsgüter gegen die Gefahren durch Braunkohleverstromung zu beschützen. Wer die Öffentlichkeit erreichen will, ist durch das Diktat der Presse gezwungen, Grenzen zu überschreiten und etwas zu riskieren – z.B. Strafverfolgung, und Gefahren für Leben, Leib und Freiheit durch Reizgas, Schlagstockeinsatz, Freiheitsentzug – der Staatsgewalt, welche für das Interesse des eingeschränkten Rechtsguts handelt.

2. Ziviler Ungehorsam ist wirkungsvoll und ein geeignetes Mittel, auch im scheinbar aussichtslosen Widerstand gegen Großprojekte. Er kann dazu führen, dass die ohnmächtige Stimmung bei wachsenden Teilen der Bevölkerung kippt.
Zunächst ein historisches Beispiel: 
Bei den Castor-Transporten insbesondere im Wendland sind immer wieder ähnliche Aktionsformen zum Einsatz gekommen. Der Widerstand gegen die Atomenergie hat ebenfalls das Mittel des zivilen Ungehorsams angewendet, als andere Formen des Widerstandes versagten. Die Wirksamkeit dieser Widerstandsform zeigte sich, als die deutsche Regierung sich nach Fukushima gezwungen sah, zumindest die ältesten AKWs abzuschalten. In anderen Ländern, wo es diese Widerstandsformen nicht oder wenig gab, wurden solche Maßnahmen nicht oder zumindest nicht in diesem Ausmaß ergriffen.

Insbesondere wird [XY] bestätigen, dass er in seiner Funktion als Bundesinnenminister 1979 den Entsorgungsnachweis unter dem öffentlichen Druck der Platzbesetzungen in Whyl ins Atomgesetz durchsetzte und damit auch zum Aus der WAA Wackersdorf beitrug.
3. Legaler Protest allein bleibt wirkungslos
Organisationen wie Greenpeace und Campact sind bisher mit ihrem legalen Protest auch nicht zu nennenswerten Ergebnissen in der praktischen Politik gekommen.
Im Vergleich dazu hat der zivile Ungehorsam z.B. durch Sitzblockaden, Gleisankettungen oder Brandanschläge bisher eine deutlich größere politische Wirkung entfaltet.

Historische Beispiele

Wyhl: In den 70er Jahren sollte in Wyhl (Baden-Württemberg) ein Atomkraftwerk gebaut werden. 
Das Verwaltungsgericht Freiburg veranlasste einen Baustopp und die Bauarbeiten wurden 1977 eingestellt. Warum gerade hier? Warum nicht an einem der zahlreichen anderen Atomkraftwerks-Bauplätze? Und warum überhaupt diese Gerichtsentscheidung gegen den parteiübergreifenden Konsens für Atomkraftwerke? 
Schon kurz nach der Bekanntgabe, dass ein Atomkraftwerk gebaut werden sollte, begannen Menschen in Wyhl gegen den Bau zu protestieren – in den umliegenden Ortschaften gründeten sich Bürger*innen-Initiativen. Sie sammelten innerhalb eines Monats 89.000 Einwendungen gegen den Bau. 
Dann ging eine Volksabstimmung für das AKW aus und die erste Genehmigung wurde 1975 erteilt. Der Bauplatz wurde besetzt von einer bunten Mischung aus lokaler Bevölkerung, Winzer*innen, Bäuer*innen und Angereisten. Am nächsten Tag wurde er direkt von der Polizei mit einem großen Aufgebot geräumt, unter der Beschwerde, dass die Polizei „ganz schön verheizt“ werde. Am nächsten Tag war der Bauplatz wieder besetzt. Einen Monat später verhängte das Gericht einen vorläufigen Baustopp, die Platzbesetzung dauerte weiter an. Die juristischen und politischen Auseinandersetzungen zogen sich noch Jahre hin, aber am Ende wurde das AKW nicht gebaut – letztendlich 1987 durch eine politische Entscheidung.

Wackersdorf: In Wackersdorf wurde in den 80er Jahren mit dem Bau einer Wiederaufarbeitungsanlage für Atommüll begonnen (mit der auch Plutonium für Atomwaffen hätte gewonnen werden können). 
1988 erklärte ein Gericht die Bauplanung für nichtig. Wackersdorf war einer der Kristallisationspunkte der Anti-Atom-Bewegung. Der Protest ging los mit lokalen Bürger*innen-Initiativen und friedlichen Demonstrationen mit bis zu 50.000 Menschen, noch einige Monate vor Tschernobyl. Nach der juristischen Genehmigung durch das Bayerische Verwaltungsgericht zur Rodung des Taxöldner Forsts entstand das erste Hüttendorf, zwei Tage später durch Tausende Polizist*innen geräumt mit fast 900 Festnahmen. Wenige Wochen später stand die nächste Besetzung, damals noch nicht auf den Bäumen – nach Weihnachten wieder geräumt. Zusätzlich wurden die Anwohner*innen durch Polizeimaßnahmen immer mehr eingeschränkt (erinnern Sie sich an das „Gefahrengebiet Hambacher Forst“?), Demonstrationsverbote und Hausdurchsuchungen wurden Normalität, ebenso wie militanter Widerstand, der auch von der lokalen Bevölkerung unterstützt wurde. Immer wieder kam es am Bauzaun zu heftigen Auseinandersetzungen mit Steinen, Stahlkugeln und Seilen mit Widerhaken zum Einreißen des Zauns auf der einen Seite, Wasserwerfern mit CS-Gas, Blendschockgranaten und Gummigeschossen auf der anderen. Zwei Menschen starben im CS-Gas-Nebel und mitten in den Kämpfen explodierte das AKW in Tschernobyl. Auch ein Resultat: Es wurden neue Polizeieinheiten gegründet, Gerichtssäle terrorsicher ausgebaut und die Polizeigesetze verschärft (eine weitere Parallele zur Gegenwart). Die Gegner*innen der Wiederaufarbeitungsanlage glaubten schon, sie hätten verloren, dann kam die Gerichtsentscheidung. Allein eine Folge juristischer Bewertungen?

Hambacher Forst: Der Hambacher Forst ist ein Wald, der eigentlich dem Braunkohletagebau Hambach weichen sollte. 
Er wurde 2012 von Aktivist:innen besetzt und seitdem auch abseits des legalen Rahmen verteidigt, immer wieder kam es hier auch zu Blockade-Aktionen. 2018 schließlich gab es zur Räumung des Wald den größten Polizeieinsatz in der Geschichte des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen, mit dem Endergebnis, dass es eine Entscheidung zum Erhalt des Waldes gab, sowie eine bundesweite Debatte zum Thema Klimaschutz ausgelöst wurde, dass mit diesem Ereignis von einem Nischenthema zu einem der meistdiskutierten tagespolitischen Thema wurde. In der Folge gründeten sich viele neue politische Initiativen, der Kohleausstieg wurde auf 2038 vorverlegt und die politische Landschaft der BRD hat sich nachhaltig verändert. 
Armin Laschet wird als Zeuge bestätigen, dass seine regelmäßigen Bekenntnisse zum Erhalt des Hambacher Forstes nicht etwa von der Überzeugung getragen sind, dem Klimawandel Einhalt gebieten zu müssen, wie es der wissenschaftliche Konsens seit Jahrzehnten von ihm und seinesgleichen fordert, sondern von der Angst vor einer neuerlichen Eskalation und dem Bewusstsein, dass es sein Polizeieinsatz im September 2018 war, der zehntausende Menschen auf die Straße und in den Wald gebracht hat, Bürger*innen, die vorher vielleicht sogar CDU, SPD oder Grüne gewählt haben und sonst nicht viel mit Politik am Hut hatten, die jetzt aber halfen, Barrikaden zu bauen und Gräben zu schaufeln. Des weiteren wird er bestätigen, dass der zivile Ungehorsam im Hambacher Forst neben all den anderen beschriebenen Wirkungen ihn auch das Kanzleramt gekostet hat. Herbert Reul wird bestätigen, dass im Hambacher Forst neben nur legalem Protest auch viel ziviler Ungehorsam stattfand.

[XY] wird des weiteren als [XX] aussagen, dass eine Entscheidung wie die zuletzt vieldiskutierte Klimaklage (1 BvR 2656/18) nur unter dem Eindruck von zivilem Ungehorsam von massenhaftem Schulschwänzen über Besetzungen von  Autobahnen, Kohlegruben und bedrohten Wäldern im ganzen Land (Flensburg, Hamburg, Grünheide, Seehausen, Kiel, Oldenburg, Heckenberg, Steinhausen, Eppenberg, Trier, Altdorf, Forst Kasten, Trebur, Osterholz, Lützerath, Keyenberg, Aachen, Hambacher Forst und rund um Dannenberg und Maulbach) bis hin zu militantem Widerstand, vor allem in Wäldern so gefasst werden konnte.
Relevanz:
Für die Anwendung des § 34 StGB muss die Frage geklärt werden, ob die vorgeworfene Tat ein angemessenes und wirkungsvolles Mittel zum Schutz von Leben, Leib, Freiheit, Ehre, Eigentum und anderen Rechtsgütern ist. Dazu gehört auch die Klärung der Frage, ob es mildere Mittel (wie zum Beispiel legalen Protest) gegeben hätte.

 

